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Telegraphiſche Nachrichten. 

Paris, 31. Oktober, Abends s Uhr. Der neuernannte Juſtizminiſter 
Corbin hat das ihm übertragene Minifterinm abgelehnt. 

Brüſſel, 31. Oktober. Die beltziſchen Gemeinderaths⸗Wahlen fielen 
durchgängig liberal⸗miniſteriell aus. 

ankfurt a. M., 31. Okt. Nachm. 2 uhr 30 Min. Nordbahn 35/8. 

% 8, 31. Okt., Nachm. 5 Uhr. Zproz. 55, 70. Sproz. 90. 10. 
Confols 97¾%, /. 
Baumwolle: 6500 Ballen Umſatz; Preiſe unverändert 
Freitag. (Berl. Bl.) 

Turin, 29. Oktbr. Ein königl. Dekret hebt auf Fariuis Antrag die 
offiziellen Lehrbüchertexte für ſämmtliche Univerſitäten und höhere Lehran⸗ 
ſtalten auf“ Nur wird den Profeſſoren aufgetragen, mit Schluß des Schul⸗ 
jahres ihr Programm für das nachfolgende dem betreffenden Univerſttätskon⸗ 
cil vorzulegen. Die „Gazetta del popolo“ verſichert, das Miniſterium habe 
beſchloſſen, das päpftliche gegen Nuytz etlaſſene Breve als ungeſchehen zu 
betrachten. g c 

Genua, #9. Oktober. Der Dampfer Capri iſt aus Marſeille mit dem 

preußiſchen Geſandten Brockhauſen, der ſich ſofort nach Neapel begiebt, hier 
eingelaufen. 
—— — ůꝙM— ,, ̃— ... ⅛— — :. ˙—˙Ü u⁰r..r.. ̃ é... N ULLI SCHE 


Preußen. 

Berlin, 1. Nov. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
geruht: dem Profeſſoe Franke an der Ritter⸗Akademie zu Liegnitz, den rothen Adler⸗ 
orden dritter Klaſſe mit der Schleife zu verleihen; und den bisherigen Appellationsge⸗ 
richtsrath v. Stockhauſen zu Stettin an das Kammergericht, unter Ernennung zum 
Kammergerichtsrath, zu verſetzen. 

Dem Rechtsanwalt und Notar Peterſon zu Bromberg iſt die nachgeſuchte Ent⸗ 
laſſung von dem Amte als Rechtsanwalt, unter Belaſſung des Notariats im Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Bromberg, ertheilt worden. 


Diepof. geſtellt. 


tiefen, wirt. geb. Kriegsrath im 
fi 9 


uchten Ruheſtand verſetzt. 


Arnim che Prozeß. N 
Miwenerſchen Zeitung“, indem fie zugeſteht, das unſere jüngſt der Brest. Z. gemachte 
in einem 
Es hat 


großen e mit überaus gleichgültigen Dingen ausfüllt, wenn es ſchon fo lange Kennt⸗ 
niß hatte von dieſer Sachlage, nicht auch ſchon längſt dem Publikum davon Mitthei⸗ 
lung machte. Uns iſt der Raum enger zugemeſſen, und wir würden nicht Veranlaſſung 
hieraus nehmen, auf die faſt eine Spalte lange Deduktjon des ehrenwerthen Blattes 
zurückzukommen; wenn wir nicht wüßten, daß eben die „Spenerſche Zeitung“ häufig 
als Colporteur hatbofftzieller Artikel gebraucht würde, um Nachrichten, die ein gewiſſes 
Aufſeben machen, die Spitze abzubrechen, und wenn wit nicht eben aus dem Tone des 
vorliegenden Artikels ſchlicßen dürften, daß derſelbe zu der erwähnten Kategorie gehöre. 
Nur deshalb nehmen wir von demſelben als einer Beſtätigung des faktiſchen Inhalts 
unſerer Mittheilung Akt, damit endlich völlige Klarheit in die Nuffaffung der fo wichti⸗ 
gen handelspolitiſchen Verhältniffe des Augenblicks komme. Wir wollen die Situation 
n ganz kurzen Satzen hier nochmals klar hinſtellen: i j 

Es iſt falſch, daß mit dem Abſchluß des Vertrages vom 7. September eine Auf⸗ 
löſung des Zollvereins als ſolchen von ſelbſt eintrat. Durch den etwähnten Vertrag 
at nur ein neues Glied zum Zolperein hinzu, welches ſich, fo weit nicht ein Anderes 
ſpeciel beftimmt war, den organſſchen Geſetzen des Vereins unterwarf. Den übrigen 


. 


Herrn v. Roſenberg interimiſtiſch vertreten werden. 


Zollvereins⸗Regierungen war die Genehmigung dieſes Vertrages vorbehalten, anderen 
Falls die Kündigung ihrer Zugehörigkeit zum Zollvereine freigeſtellt, und der Wortlaut 
des Art. 1 des Vertrages vom 7. September läßt faſt vermuthen, daß preußiſcher Seits 
eine derartige Kündigung von anderer Seite vermuthet worden ſei. Dieſe Vermu⸗ 
thung iſt nicht zugetroffen, gerade die Organe der füddeutfchen Staaten ſprechen 
ſich am entſchiedenſten für die Fortdauer des Zollvereins aus. Nun wünſcht man aber 
preußiſcher Seits eine gründliche Reviſion und Abänderung nicht etwa, wie dies bei den 
ſonſtigen Zollvereins⸗Konferenzen berathen wurde, dieſer oder jener Tarifpoſition, ſondern 
der ganzen dem Vereine zu Grunde liegenden Principien, alſo z. B. der Grundſätze für 
die Vertheilung der Steuer⸗Einnahme unter die einzelnen zugehörigen Regierungen, der 
Abſtimmungsweiſe für die Faſſung von Beſchlüſſen u. ſ. w. Um aber in Beziehung 
auf dieſe Gegenſtände eine den preußiſchen Wünſchen mehr entſprechende Geſtaltung her⸗ 


beizuführen, dazu iſt durch die ſekt dem Vertrag vom 7. September vorhandene Mög⸗ 


lichkeit, den ſüddeutſchen Staaten und deren etwanigen Drohungen eines Abfalls vom 
Vereine unbekümmert entgegenzurreten, für Preußen eine entfchieden günſtigere Situation 
eingetreten. Die Kündigung der Zollvereins-Verträge und die über deren 
Erneuerung bevorſtehenden Verhandlungen involviren alſo noch ganz andere Fragen als 
die im Vergleich hierzu faſt untergeordnete, ob die übrigen Zollvereinsſtaaten dem Ver⸗ 
trage vom 7. September beiſtimmen wollen oder nicht. Es iſt, wie wir es in unſerer 
Mittheilung vom 28. bereits ausdrückten, tabula rasa gemacht, und es beginnt 
eine freie Vereinbarung und Verhandlung der geſammten deutſchen 
Staaten auf neutraler Baſis über ein engeres Aneinanderſchließen oder eine 
Gruppirung unter und gegen einander in handelspolitiſcher Hinſicht. Es hat hierbei 
ſelbſt nicht einmal etwas wirklich Befremdendes, wenn, wie die Inſtruktion des Dr. 
Hock dies ja bereits beſagen ſoll, Oeſterreich verlangt, als Mitpaciscent aufzutreten. Die 
Berathungen der Sachverſtändigen in Frankfurt können für dieſe Verhandlungen höch⸗ 
ſtens nur Material liefern, und im Vergleich hierzu bindende Beſchlüſſe irgend einer 
Art nicht zu Wege bringen. Wir halten deshalb feſt an unſerer Anſicht, daß die gan⸗ 
zen Frankfurter Berathungen nunmehr entſchieden in die zweite Linie zurlicktreten, und 
hatten daher, den Spötteleien der „Spenerſchen Zeitung“ zum Trotz, auch wohl Grund 
zu der Behauptung, daß erſt jetzt die ganze handelspolitiſche Lage Deutſchlands in eine 
völlig veränderte Lage gekommen iſt. 

Die Verhandlungen des ſo oft verſchobenen Arnim'ſchen Prozeſſes ſind nun witk⸗ 
lich auf nächſten Mittwoch feſtgeſetzt. Wie wir hören, wird ‚Here v. Arnim den Be⸗ 
weis der Wahrheit antreten, und zu dieſem Behuft mehrere unſerer höͤchſtgeſtellten 
Staatsbeamten als Entlaſtungszeugen vorladen laſſen. Seit lange iſt man hier nicht 
auf einen Prozeß derartig geſpannt geweſen, wie auf dieſen, was in der ſtarken Nach⸗ 
frage nach Billets für den Sitzungsſaal feine nächſte Bekundung erhält. 

Graf Pourtalés, unſer bisheriger Geſandter in Konftantmopel, tritt definitiv ins 
Privatleben zurück, ſeine Stelle wird vorläufig jedoch noch nicht beſetzt, ſondern durch 
Die Nachricht von einer Ernen⸗ 
nung des Generals v. Peucker für dieſen Poſten iſt bis jetzt noch verfrüht. 


141 Berlin, 1. November. [Beaufſichtigung des Schulweſens. — 
Keine neue Anleihe. — Vermiſchtes.] Es wird vielleicht noch erinnerlich fein, 
daß gegen Ende Auguſt die verſchiedenen Konſiſtorien auf Veranlaſſung des Oberkirchen⸗ 
raths an die Geistlichen ein Eirkular⸗Reſcript exließen, worin dieſelben unter Hinwei⸗ 
fung, auf den früheren Parochial⸗Schulverband aufgefordert werden, „ſich über die 
früher herkömmlichen Schulinſpektions⸗Verhältniſſe, über die Art und Weiſe der Um⸗ 
bildung derſelben, über den jetzt noch den Predigern verbliebenen Aufſichtsantheil und 
über die eventuellen Abhülfen entſtandener Mängel innerhalb 6 Wochen zu äußern, 
damit den königlichen Regierungen, deren Reſſortverhältniſſe und Oberaufſichtsrechte 
durch dieſen Erlaß überall nicht alterirt werden können und ſollen, demnächſt zur Er⸗ 
wägung geſtellt werde, unter welchen Modifikationen ein Einfluß der Geiſtlichen auf 
die Volksſchulen wieder möglich gemacht werden kann.“ Auf den erſten Blick erhellt, 
wotauf dieſe Aufforderung hinausgeht, und es bedarf daher kallm noch erſt der beſon⸗ 
deren Bemerkung, daß die hierauf eingegangenen Berichte ſich ſämmtlich für die Noth⸗ 
wendigkeit einer Beaufſichtigung des Elementarſchulweſens in ſeinem ganzen Um⸗ 
fange durch die Geiſtlichen ausſprechen. Nicht auf dem Wege eines beſonderen Ge⸗ 
ſetzes, ſondern auf dem Wege rein adminiſtrativer Anordnung ſteht denn auch, wie wir 
hören, die Erledigung dieſes Gegenſtandes von Seiten des Kultusminiſters bevor, es 


— EE 


iſt aber nicht recht erſichtlich, wie dies Verfahren mit unſerer Verfaſſungsurkunde 


in Uebereinſtimmung zu bringen fein wird, deren Art. 23 die Aufſicht über alle öffent⸗ 


lichen Unterrichts- und Erziehungs⸗Anſtalten ausdrücklich ſelbſtſtändigen Schulbehörden 


überträgt, und gerade darauf hinausging, 3 
haben darüber nicht zu rechten, aber characteriftifch bleibt es jedenfalls, daß, während 
der Chef unſeres Kultusweſens die Berathung und den Erlaß eines feibfiftändigen Un 


dieſelbe den Geiſtlichen zu entziehen. Wir 
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tertichts⸗Geſttes für nicht nothwendig erklärt hat, er überaus thätig dafür wirkt, auf den ſchen Großmächte und die Haltbarkeit der Solidarität der konſervatiden Intereſſen auf eine neue 


Unterricht in dem ihm verwünſchten Sinne einzuwirken. 


Die ganz außerordentliche Strenge, welche die königlich ſächſiſche Regierung neuer⸗ 
dings gegen die Erzeugniſſe der Preſſe anwendet, und namentlich die fehr zahlreichen 
Bücher⸗Konfiskationen in Leipzig haben unter den hieſigen Buchhändlern von Neuem 
den Gedanken angeregt, ritte zu thun, welche auf eine Verlegung der allgemeinen 
deutſchen Buchhändlermeſſe und ſomit der Centralſtelle für den deutſchen Buchhandel 
überhaupt von Leipzig fort, entweder hierher oder nach Braunſchweig abzwecken. Es 
ſteht eine Verſammlung der hieſigen Buchhändler zu dem erwähnten Zwecke bevor, um 
Beſchluß darüber zu faſſen, ob es angemeſſen ſei, zur Förderung der in Rede ſtehenden 
Angelegenheit eine weitere öffentliche Aufforderung an ſämmtliche deutſchen Buchhändler 
zu erlaſſen. . ; 

Das von der „Voſſiſchen Zeitung“ geſtern mitgetheilte Gerücht von dem ſchlechten 
Zuſtande unſerer Finanzen und dem Bevorſtehen einer neuen Staatsanleihe als 
Folge davon fand auf der hieſigen Börſe willigen Glauben, und drückte ſelbſt die Stim⸗ 
mung. Wir haben deshalb in Anbetracht der Wichtigkeit der Nachricht über den Grund 
oder Ungrund derſelben an kundiger Stelle möglichſt genaue Erkundigung einzuziehen 
Gelegenheit genommen, und wurden hier belehrt, daß, wie ſchwer es beim nächſten Etat 
auch immer zu werden droht, die Ausgaben bei den geſteigerten Anforderungen mit den 
Einnahmen in Einklang zu ſetzen, bis jetzt doch an eine abermalige Anleihe noch in 
keinerlei Weiſe gedacht werde, die in Rede ſtehende Nachricht daher der Begründung 
völlig entbehre. . 8 { 


Bereits vor längerer Zeit war die Idee, ein ausgedentes, den verſchiedenen ländli⸗ 
chen Verhältniſſen ſich anpaſſendes Sparkaſſenweſen auf dem flachen Lande 
einzurichten, angeregt worden. Das Landes⸗Oekonomie⸗Kollegium hatte dieſem Gegen: 
ſtande feine befondere Aufmerkſamkeit gewidmet und die verfchiedenen landwirthſchaftlichen 
Vereine zu Vorſchlägen und gutachtlichen Aeußerungen aufgefordert. Es hat ſich hier⸗ 
bei herausgeſtellt, daß es faſt unmöglich iſt, generelle Einrichtungen von Seiten der 
Staatsregierung zu treffen. Im landwirthſchaftlichen Minifterium iſt dieſer Plan daher 
gegenwärtig aufgegeben und den einzelnen Vereinen überlaſſen, je nach Bedürſniß auf 
die Einrichtung derartiger Inſtitute hinzuwirken. 


Es iſt von anderer Seite bereits ganz richtig mitgetheilt worden, daß die Regie⸗ 
rung von einer Vermehrung der Konſulate für den Augenblick Abſtand genommen hat, 
dagegen iſt in Folge der mit dem General⸗Konſul für die Donau⸗Fürſtenthümer, Herrn 
von Meuſebach, und dem Konſul zu Smyrna, Herrn Spiegelthal, gepflogenen Bera⸗ 
thungen eine vermehrte Anſtellung von Handelsagenten in den Haupthandelsplätzen des 
Orients beſchloſſen worden, ähnlich wie ein ſolcher in der Perſon des Herrn Reuter 
bei dem General⸗Konſulat für Egypten fungirt, und zwar ſehr vortheilhaft wirkt. Die 
Herren v. Meuſebach und Spiegelthal kehren übrigens in dieſen Tagen beide auf ihren 
Poſten zurück. 

Um möglichſt der Nothwendigkeit, direkt von Bundeswegen die Regelung der 

Bremer Verfaſſungs⸗Verhältniſſe in die Hand nehmen zu müſſen, überhoben zu wer⸗ 
den, ſoll man ſich im Augenblick preußiſcher und öſterreichiſcher Seits entſchloſſen haben, 
eln gemeinſames Abmahnungsſchreiben an den Bremer Senat gegen die Durchführung 
der neuen Verfaſſung zu erlaſſen. a 


Berlin, 1. Novbr. [Zur Tages Chronik.] Der Minifterpräfident Frhr. o. Man⸗ 
teuffel und der Handelsminiſter — 5 d. Heydt begaben ſich heute früh nach der Bank, 
um eine vorſchriftsmäßige Reviſton vorzunehmen. z , 

Der dieſſeitige Geſchäftsträger in Hamburg, Herr v. Kamp br wird ſich nach Schwerin bes 
geben, um mit der dortigen Regierung über Herabſetzung der Elbzölle zu verhandeln. 

Die Annahme, daß der Gegenſtand der Berathungen des geſtrigen Miniſterraths die Etats 
für das Budget pro 1852 eweſen fein dürfte, iſt eine irrige; vielmehr werden uns als betref⸗ 
fende Gegenſtände bezeichnet: Bundestags ⸗Angelegenheiten und Kapitalſachen. (N. Pr. Z.) 

Es iſt unrichtig, wenn den auch durch uns gegebenen Mittheilungen über die Verhandlungen 
in der Elbſchiffahrts.Kommiſſion eine 1 egeben wird, als verzichte man dieſ⸗ 
ſeits überhaupt darauf, das Ziel der Ermäßigung der Gifahrteabgaben zu erreichen. Dies 
f 710 der Fall, man ſetzt vielmehr die Bemühungen zur Herbeiführung dieſes Ziels unausge⸗ 
etzt fort. a 

Ueber die ee des hier EEE oſtkongreſſes werden zum Theil fehr un. 
N Mittheilungen verbreitet. Thatſächlich iſt aber, daß in demſelben Verhandlungen über 
den Anſchluß der Hanſeſtädte an den deutſch⸗öſterreichiſchen Poſtverein ſchweben und daß der aus 
Bremen hier jetzt anweſende Senator Duckwitz dieſelben Seitens Bremens betreibt. (0. B) 


Der „Würtemberger Staatsanzeiger“ meldet, daß der Dr. Hock auf feiner Reife nach Frank⸗ 
1. (wo er bekanntlich ſchon eingetroffen iſt) in Stuttgart mit der Regierung Beſprechungen 
über den Beitritt Würtembergs zu dem zwiſchen Oeſterreich und Baiern abgeſchloſſenen Donau⸗ 
Schifffahrtsvertrage gepflogen hat. 

Bei der im vorigen Jahre ſtattgefundenen Mobilmachung der Armee und der ſämmtlichen 
dazu gehörigen Adminiſtrationsbranchen ꝛc. hat ſich herausgeſtellt, daß die Beſpannung der zu 
den Feld- Lazarethen gehörigen Kranken⸗Transport und Utenſtlien⸗ Wagen mit zwei Pferden unzu⸗ 
reichend iſt. Der von Seiten des Kriegsminiſteriums mit der Reviſton der Feld⸗Lazareth⸗Ge⸗ 
genſtände des Train⸗Depots des 3. Armee⸗Corps beauftragte Kommiſſarius hat dieſe Uebelſtände 
anerkannt und in ſeinem Berichte an die vorgeſetzte Behörde Vorſchläge zur Abhülfe dieſer 
Mängel gemacht. Die Entſcheidung iſt bis jetzt noch nicht erfolgt. (N. Pr. Z.) 

Wir haben bereits nach der „N. Pr. Z.“ mitgetheilt, daß das neue däniſche Miniſterium bis 
jetzt nicht nur den Grafen Bille⸗Brahe ohne Inſtruktionen gelaſſen, ſondern auf die ihm zuge 
gangenen Noten der beiden Kabinete noch keine Erklärung abgegeben haben ſoll. Dagegen iſt, 
wie die „B. 3.“ berichtet, eine diplomatiſche Mittheilung von Seiten des kopenhagener Kabinets 
an die andern drei Großmächte allerdings bereits erfolgt. Es ſollen von demſelben nämlich 
gleich nach feinem Amtsantritt drei Bevollmächtigte nach St. Petersburg, London und Paris 
mit dem Auſtrage abgeſandt worden fein, den betreffenden Kabineten vorzustellen, daß es nicht 
genug ſei, daß die Gpiftenz des däniſchen Geſammtſtaates anerkannt werde, wenn nicht gleich⸗ 
zeitig die Bedingungen erſällt würden, welche ſich in Bezug auf die innere Beſeſtigung des Ge⸗ 
ſammtſtaates als nothwendig herausſtellten. Dieſe Bedingungen könnten nicht erfüllt werden, 
wenn die Verbindung der Herzogthümer Schleswig und Holſtein, ſelbſt in dem beſchränkteren 
Maße, wie ſolche von den unterhandeſnden Mächten geſordert werde, aufrecht erhalten bliebe. 
Es werde dadurch der Grund zu fortwährenden neuen Differenzen gelegt, und unter ſolchen 
Umſtänden könne eine wahre innere Befeftigung des Geſammtſtaats nicht erfolgen. Dem müſſe 
vorgebeugt werden, und es könne dies nicht anderg, als durch die förmliche Inkorporation 
Schleswigs in Dänemark geſchehen. Die Bevoumächtigten ſollen gleichzeitig beauftragt ſein, 
die betreffenden Kabinete für dieſen Plan zu gewinnen. In dieſem Umftande würde alſo die 
Ertlärung dafür zu ſuchen fein, daß Dänemark die äußerſt langmüthige Geduld der beiden deut- 


„Die Zahl der als der Theilnahme an dem deutſch⸗franzöſiſchen Komplott 


Probe ſetzen zu können geglaubt hat. a mie a 

(N. Pr. J.) Die Unterhandlungen der bieffeitigen Regin es dem Se ane von Augu⸗ 
ſtenburg, von welchen in der Preſſe viel gefabelt wird, find in neueſter Zeit ins Stocken ger 
rathen, wie es ſcheint, weil die Regierungen Preußens und Oeſterreichs nicht geneigt find, zu 
Gunſten des neuen däniſchen Miniſteriums 185 unterhandeln. 

Geſtern (31. Okt.) iſt in Düſſeldorf der Landtag der Rheinprovinz geſchloſſen worden. Der 
Dberpräfident Herr v. Kleiſt⸗Retzow hat ſich noch an demſelben Tage nach Koblenz begeben. 


bing, 28. Okt. (Polizeiliche Nachſuchung.] Heute Vormittags voll⸗ 
zogen der Polizei⸗Inſpektor Neumann und Polizei⸗Kommiſſär Kelpien bei den hieſigen 
Buchbindern und in den Papier: und Buchläden polizelliche Nachſuchungen 
nach unerlaubten Bildern auf den Deckeln der Schreibehefte für Schulkinder. 
Elbing, 30. Oktober. [Hausſuchung in der Schule.] Heute Vormittag 
wurde der Unterricht in der hieſigen höhern Bürgerſchule auf eine eigenthümliche 
Weiſe unterbrochen. Es erſchien nämlich der Polizeiinfpektor in Begleitung eines Kom⸗ 
miſſarius und zeigte dem Direktor der Anſtalt, Dr. Hertzberg, eine von dem Polizei⸗ 
Dirigenten, Landrath v. Zychlinski, ausgeſtellte Ordre vor, durch welche er beauf⸗ 
tragt war, in den hieſigen Schulen, mit Ausnahme des königl. Gymnaſiums, während 
den Unterrichtsſtunden Nachſuchung nach Schulbücherdeckeln mit revolutionärem oder 
unſittlichem Inhalte anzuſtellen. Da eine polizeiliche Nachſuchung der Art durch 
das Preßgeſetz nicht gerechtſertigt iſt, da der 9 29 dieſelbe nur da geſtattet, wo ſtraf⸗ 
bare Druckſchriften „zum Zweck der Verbreitung“ ſich vorfinden, und da der Polizei 
noch weniger ein Eingreifen in die Handhabung der Schulzucht zuſteht, fo proteſtirte 
der Direktor gegen die Ausführung der Ordre des Herrn v. Zychlinski. Jedoch war 
der Proteſt vergeblich; er wurde von dem Polizeiinſpektor nur im Protokolle vermerkt. 
Die Nachſuchung hatte übrigens kein anderes Reſultat, als daß einem Schüler ein 
Bücherdecket weggenommen wurde, auf welchem „die Ermordung Lichnowskys“ (fo lau⸗ 
tete die Unterſchrift) abgebildet war, und zwar, wie verſichert wird, in einer Weiſe, die 
wenigſtens nicht auf die Gloriſicirung der Mörder berechnet iſt. So eben iſt die Schul⸗ 
Deputation verſammelt, um zu berathen, durch welche geſetzlichen Mittel einem ähnli⸗ 
chen Eingreifen der Polizei in die Funktionen der Lehrer und der Schulbehörden für 
die Zukunft vorgebeugt werden kann. Denn auch gegen die dieſer Deputation unter⸗ 
gebenen Schulen iſt die Ordre des Herrn v. Zychlinski gerichtet. Einige Mitglieder wol⸗ 
len, wie ich höre, bei dem Staatsanwalt eine Klage einreichen, andere dagegen ſich bei 
der Regierung beſchweren. Ueber die Schritte, welche der Direktor der höheren Bür⸗ 
gerſchule thun wird, verlautet bis jetzt nichts. (Nat. 3.) 
Köln, 30. Oktober. [Ueber unfere politiſchen Verhaftetenj hörte ich in 
der letzten Zeit nichts Neues. Die ältern Zweifel, ob die Unterſuchung früh genug vor 
Eintritt der nächſten Aſſiſen beendet ſein werde, beſtehen fort und werden, je näher der 
Termin rückt, deſto bedenklicher. Vorlängſt meldeten die Blätter, 175 die Lage der Ver⸗ 
hafteten durch Entziehung allen Beſuches, aller Lectüre und des Tabaks empfindlich ge⸗ 
ſchärft worden. In Bezug hierauf kann ich Ihnen ſagen, daß das ſtrenge Regime 
nicht lange gedauert hat, daß namentlich von Lectüre nur die Zeitungen noch auf dem 
Inder ſtehen. N (Duͤſſ. 3.) 
Saarlouis, 29. Oktober. [Verhaftungen.] Ueber die von mehreren Tagen 
mas ſtattgehabte Feſtnahme deutſcher Arbeiter, als des Komplotts gegen die franzö⸗ 
ſiſche Regierung beſchuldigt, entnehmen wir einem Metzer Blatt folgende Mittheilung: 
N beſchuldigten 
beträgt ſieben. Sie hei⸗ 
Adolph Beaumont aus 


und deshalb eingeſteckten Fremden, welche ſich hier aufhielten, 
ßen: Georg Collier aus Frankfurt; Kaiſer aus Elberfeld; 


Saarlouis; Viktor Matheyſen aus Anderbach; Müller aus K 0 
Falck aus Saarlouis; Noll aus Kurheſſen. 5 ei (Rest. 8 


Vom Rheine, 28. Oktober. [Die Rheinzölte) Nach allem, was wir aus 
wohlunterrichteter Quelle vernehmen, laſſen die zwiſchen den deutſchen Rheinufer⸗Staa⸗ 
ten und Frankreich eingeleiteten Unterhandlungen wegen definitiver Bewilligung der dem 
letzteren proviſoriſch zugeſtandenen Ermäßigung der Rheinzölle, wie fie. am 1. d. M. 
ins Leben getreten, einen günſtigen Ausgang erwarten. Die Frage über die Gleich⸗ 
ſtellung der Flaggen der deutſchen Uferſtaaten mit der niederländiſchen nach dem zwi⸗ 
ſchen Frankreich und Holland abgeſchloſſenen Vertrage vom 25. Juli 1840, ‚Sowohl 
hinſichtlich der Einfuhr nach Frankreich, als bei Benutzung des hüninger Kanals, möchte 
indeſſen von der franzöſiſchen Regierung ohne die Zuſtimmung der Natlonalverſamm⸗ 
lung vorläufig nicht endgültig erledigt werden. 5 (Köln. Z.) 


Deut ſchland⸗ 


Frankfurt a. M., 30. Oktober. [( Hausſuch ungen. — Blittersdorf.] 
Nachdem während der letzten Wochen Hausſuchungen bei mehreren hieſigen Bürgern 
ſtattgefunden, ward heute eine ſolche bei dem ſeinen phitofophiffhen Studien hier oblie⸗ 
genden Dr, German Maurer, auf Requiſition des spoligeipräftdiumg in Berlin, vor⸗ 
genommen. Dieſelbe hatte übrigens, wie die „O. P. A. 88 bemerkt, keinerlei Re⸗ 
ſultat. — Freiherr v. Blittersdorf hatte, wie man wiſſen will, in Wien wiederholte 
Beſprechungen mit dem öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten gehabt, in Folge deren er 
Ergebniſſe mit nach Frankfurt bringen warde, welche auf einige der daſelbſt obſchweben⸗ 
den Fragen einzuwirken geeignet wären. a 

[Bundestägliches.] Was die von einigen Zeitungen ig dnte ausdrückliche Verzicht⸗ 
leiſtung des preußiſchen Bevollmächtigten in der Bundesverſanen gung auf jede Rückerſtattung der 
jeit 1848, wegen der als erfolgt betrachteten Aufnahme Preußen dern oſens gezahlten Matri⸗ 
kularbeiträge anlangt, fo iſt nach unſerm Vernehmen von unſerm Bundestagsgeſandten eine 
ſolche Erklärung 1 nicht abgegeben worden. Die Aufeflung aber, die hier in Bezug auf 
den Austritt der beiden Provinzen geltend gemacht wurde, wa gt allerdings zu der Annahme, 
daß eine Forderung auf Rückerſtattung nicht in der Abſicht 175 ien gelegen hat. 

In Rückſicht darauf, daß iegt ſo vielfach von den Verbältnifien der kleineren Bundeskontin⸗ 
gente und namentlich von dem Vorſchlage die Rede iſt, dieſelben in die Bundesſeſtungen zu le- 
gen, mag daran erinnert werden, daß in Bezug auf die Verwendung der meiſten kleinen Kontie 
gente als Kriegs beſatzung in den Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg bereits durch Bun⸗ 
desbeſchluß vom 3. März 1831 Beſtimmungen getroffen nd. Jetzt hat es ſich allerdings um 
die Frage der Verlegung in die Feſtungen auch in Friedenszeiten gehandelt. . 

Einer weitern frühern Beſtimmung zu Folge bilden die Kontingente von Weimar, Alten⸗ 
burg, Koburg⸗Gotha, Meinin en- Bidbburgpauſten; Deſſau, Köthen, Bernburg, Sondershauſen, 
Rudolſtadt, Hohenzollern- Hechingen, Hohenzollern- Sigmaringen, Lichtenſtein, den beiden Reuß, 
den beiden Lippe's, von Kfer end und der freien Stadt Frankfurt die Reſerve⸗Infanterie⸗ 
Diviſton des Bundesheeres. Diefe Reſerve⸗Infanterie-Oiviſſon ſoll im Kriege dem Oberfeld ⸗ 
herrn zur beſondern Dispofition ſtehen und als Garniſon für die Bundesfeſtungen benutzt werden. 
Dieſer letzte in der allgemeinen Kriegsverſaſſung vorgeſehene Punkt fand eben in dem Bundes“ 
beſchluß vom 3. März 1831 ſeine Ausführungsbeſtimmung. . 


Ein „Jufantetie-Diviſton des Bundesheeres iſt früher ſchon mehrfach 
o und ed iſt wohl zu erwarten, daß eine olde ſehr bald 


auch jetzt in Frankfurt beantragt we. i 

D i emäß find im Frieden von allen Bundesſtaaten ein Sechſtel der 
angebbten Snanterſ, ranaſchelten mit zwe Dritel der Unieroffzieren (alle ein Sache pont 
der geſammden Bevölkerung in den 


kleinen Staaten, die meiſt nur Infanterie zu ſtellen haben), 
jpei Deittel der Kavallerie» Mannſchaften und Kavallerie Pferde und eben jo zwei Drittel der 
tillerie im Dienſt zu erbalten. Die in 19 Staaten über dieſe Grenzen hinaus vorgenom⸗ 
menen Beurlaubungen und Entlaſſungen haben dem Vernehmen nach dem Militär- Ausſchuſſe 
der Bundes ⸗Verſammlung ſchon Anlaß zu einem vesjalligen Bericht an die * ung 
e 8 . B. 
N r haben von berſchledenen Seiten bereits früher die Nachricht gebracht, daß die demokra⸗ 
tiſchen und gothaiſch-liberalen „Staatsbürger“, jo wie durch eine laxe Senats-Regierung unter 
und durchwübllen Zuſtände Frankfurts den Entſchluß hervorgerufen hätten, den Sitz des Bun⸗ 
destages von dort zu verlegen. Wir hören, daß neuerdings dieſer Gedanke noch einen prägnan⸗ 
teren Ausdruck und beſtimmtere Form erhalten hat, indem die königlich ſächſiſche Regierung 
ſehr vortheilhafte und in pekuniärer Beziehung günſtige Anerbietungen für den Fall gemacht hat, 
daß die Bundes⸗Verſammlung geneigt ſei, — Dresden überzuficdeln. (N. Pr. 3. 
Der von Oeſterteich und Preußen ſchon vor längerer Zeit in Bezug auf die Regelung des 
Gerelnsrechts eingebrachte Antrag liegt dem betreffenden Ausſchuſſe zur Berathung vor, und es 
dürften, wie der „Pr. Ztg.“ berichtet wird, in dieſer Frage, wie bei den Preßangelegenheiten, 
9 —— Detern, wonach ſich die einzelnen Bundesſtaaten zu richten haben, baldigſt auſ⸗ 
r 
Wir baben bereits mitgetheilt, daß der betreffende Ausſchuß der Bundes ⸗Verſammlung be- 
reits ſeine Anträge in Bezug auf die zu errichtende Bundes⸗Central⸗Polizei vorbereitet hat. In 
Betreff des vorgeſchlagenen Geſchäftsganges dieſer Behörde erfährt die „V. Zig.“ daß fle der 
Bundesverſammlung zwar untergeordnet, im Uebrigen aber in Bezug auf ihre Thätigkeit mög⸗ 
licht unabhängig und der Bundes verſammlung gegenüber nur zu zeitwelſen Berſchterſtattungen 
verpflichtet ſein Volle. Man erwartet die Einſetzung noch im Laufe dieſes Jahres. 
München, 29. Okt. (Antrag auf dreijährige Finanzperiode. — Mir 
niſter⸗Anklage.] Heute haben 13 Abgeordnete aus dem Centrum, den zweiten 
Präfidenten Weis an der Spitze, einen Antrag auf dreijährige Finanzperioden an 
die Kammer gebracht. Abg. Dr. Schmidt in Würzburg hat einen Antrag auf eine Minis 
ſteranklage geſtellt. Der Klagepunkt betrifft „wiederholte Störungen in dem Bezug 
der zu Nürnberg erſcheinenden Zeitung „Fränkiſcher Kurier“, deſſen Abonnent der 
Anttagſteller iR, d. h. die öftere Konſiskation jenes Blattes auf der hieſigen Poſt. 
Abg. Dr. Schmidt hatte ſich deshalb beſchwerend an die Oberpoſtamtszeitungsexpedition, 
an das Königl. Oberpoſtamt und an die Direktion der Verkehrs-Anſtalten gewendet. 
Von letzterer erhielt er den Beſcheid: „daß die Poſtanſtalten den an ſie gelangenden 
Requifitionen der Polizeibehörden wegen Beſchlagnahme von Zeitſchriften undedingt und 
ohne Cognition der veranlaſſenden Motive zu entſprechen haben.“ Der Antragſteller 
wandte ſich dann an das Miniſterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten, wel⸗ 
ches ihn ohne Antwort ließ, dann an die Polizeidirektion München. Dieſe erwiderte: 
„daß die Polizeidirektion zur Beantwortung der geſtellten Anfragen, Abonnenten gegen⸗ 
über, nach Anſicht des Preßgeſetzes ſich weder verpflichtet noch veranlaßt ſehe. Hierauf 
wurde die Beſchwerde an die Regierung von Oberbaiern und zuletzt an das Miniſterium 
des Innern gerichtet, und da auch von dieſen beiden Stellen keine befriedigende Ant⸗ 
wort erfolgte, fo ſtellt Abg. Dr. Schmidt nun den Antrag: „Die Kammer möge a den 
Vorſtand der königlichen Regierung von Oberbaiern; b) den Vorſtand des Staatsmini⸗ 
ſteriums des Innern; c) den Vorſtand der Generaldirektion der königlichen Verkehrsan⸗ 
ſtalten und d) eventuell, wenn ſich nämlich (was nach der dermaligen Sachlage ſchon 
ſich faſt nicht länger bezweifeln läßt) eine Mitwiſſenſchaft und Mitwirkung bei Voll⸗ 
bringung der gerügten Verfaſſungsverletzungen ſeitens des königl. Staatsminiſteriums 
des Handels und der öffentlichen Arbeiten herausſtellen ſollte auch gegen den Vorſtand 
dieſes Miniſteriums wegen vorfäglicher Verletzung der Staatsverfaſſung eine förmliche 
Anklage ſtellen, und deshalb die in gegenwärtigem Antrag beſtimmt bezeichneten Anklage⸗ 
punkte durch einen beſondern Ausſchuß prüfen laſſen.“ (Allg. Z.) 
A München, 30. Okt. [Interpellation des Fürſten Wallerſtein.) 
Die Härten der meiſten in Baiern geltenden Taxregulative find fo notoriſch, daß jedes 
erneute Hervorheben derſelben als reiner Luxus erſcheinen müßte. Fürſt von Wallerſtein 
intetpellitte daher heute den Staatsminiſter der Finanzen: 1) ob Vorlagen bereit find, 
um die beinahe von jedem Landtage ſeit 1819 gerügten Härten der proviſoriſchen Tax⸗ 
ordnung und ihrer Nachträge, ſowie die Abnormitäten der jetzigen Gewerbeſteuer⸗Anlage 
zu beſeitigen? 2) Werden dieſe Vorlagen ſo zeitig an die Kammer gelangen, daß ſie 
noch vor Berathung und Votirung des Budgets zur Verabſchiedung zu gelangen ver⸗ 
mögen? Minifter Dr. Aſchenbrenner erklärt, dieſe Interpellation in einer der nächſten 
Sitzungen deantworten zu wollen, worauf die Sitzung alsbald ſchloß, in der ſonſt nichts 
Bemerkenswerthes vorgekommen iſt, als daß Kalb von Sprier die Frage an den Aus⸗ 
ſchuß ſtellte, warum ſein ſchon vor 2 Jahren eingebrachter Antrag bezüglich der Amneſtie 
für die Pfalz noch nicht zur Vorlage an die Kammer gebracht worden ſei? worauf er: 
klärt wird, daß der Referent, Abgeordneter Prinz, noch nicht in der Kammer eingetrof⸗ 
fen ſei. So leichtſinnig werden bei uns von den Mitgliedern der Majorität die wich: 
tigſten Berathungsgegenſtände bedandelt. Der königl. baieriſche Legationsrath v. Wich 
beute auf ſeinen Poſten nach Wien abgertiſt. Wie man fagt, habe derſelbe den 
deiſchen Oeſterreich und Baiern in Bezug auf die Donauſchifffahrt abgeſchloſſenen 
Vertrag, von baieriſcher Seite ratifizirt, ſogleich nach Wien zu überbringen. 
wer Teckargemünd, 28. „ öden: ift die Exekution wieder aufgehoben 
Für 15 nachdem ſich heransgeftet ie aß zu ihrer Fortdauer kein Grund vorliegt. 
verpflich * Unterſuchung ſin nſerer hohen Regierung zum ie Danke 
** (Zuſtände. 
Raffel, 31. Oktober. e. 
ur Kae mittheiten. Mit Genehmigung ı 
Teupen dung und Beſtreitung der A die Verpflegung. der Bundes⸗Hülfs⸗ 
Monat 5 außerordentliche Gemeinde? Befehl im Betrage von zwei Simpeln pro 
ath nicht au ſchrieden. Später erfolgte er uß der Regierung, wonach der Stadt: 
ra hen „lei die Erhebung einftellen mußte, ſondern ihm auch aufgegeben ward, 
W 5 ble Abgabe zurückzuzahlen. Der Stadtrath ſah ſich hierdurch außer Stand, 
. untl. dungen nachzukommen und in dieſem Augenblick haben die Quartierge⸗ 
ber, un — Mehrheit wohl bedürftig iſt, die Entſchädigungsſumme für die Ein⸗ 
quartier 8 noch nicht erhalten können. Seitens der ſtädtiſchen Behörde wurde 
gegen dieſe Verfügung vemonſtirt und Beſchwerde erhoben, hierauf iſt nun der Beſcheid 
erfolgt, doß 83 die Regierung die Genehmigung zur Erhebung einer Gemeinde⸗ 
Umlage zur Bestreitung der Koſten der Verpflegung der Bundesülfs⸗Truppen ertheilt 
babe, man auch niemals die Abſicht ausgeſprochen habe, dieſe Geſtattung zurückzuziehen, 
ſondern die Regierung habe die Erhebung einer Gemeinde⸗Umlage nur genehmigt, 


Wir können eine weitere Probe der 
der Regierung hatte der Stadtrath 
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hierunter ſei aber auch nur ein Simplum zu verſtehen, nicht aber zwei den Monat, wie 
das geſchehen ſei. Es müßten demnach, da die Erhebung zwei Monate, à 2 Simpeln, 
ſtattgefunden, drei Simpeln zurückgezahlt oder den Pflichtigen an den übrigen ſtädtiſchen 
Abgaben in Anrechnung gebracht werden, falls die Stadtkaſſe ſich dermalen nicht in der 
Lage befände, die Rückzahlung zu bewirken. Daß hierdurch der ſtädtiſche Haushalt 
ruinirt und gar viele Bürger nicht zu dem kommen können, was ihnen zugeſichert wor⸗ 
den und die Familien dadurch furchtbar belaſtet werden, das rührt diejenigen nicht, 
welche eben wohl zu dieſer Laſt ſonſt beitragen müßten. i 

Geſtern hat die hieſige Garniſon per Kompagnie dreißig Mann beurlaubt. Durch 
die Verminderung dieſer Dienſtſtärke iſt es möglich geworden, das in der Umgegend 
ſeither ſtationirte Füſilier⸗Bataillon wieder hier in die Kaſerne einrücken zu laſſen. — 
Wie man ſagt, ſo habe das vorgelegte Wahlgeſetz die Genehmigung in Frankfurt nicht 
erhalten, ſondern es ſei daher die Weiſung gekommen, die Stände⸗Verſammlung nach 
dem Wahlgeſetz von 1831 einzuberufen und auf das von 1849 keine Rückſicht zu neh⸗ 
men. Es ſcheint demnach, als wolle man geradezu zur Oktropirung eines neuen Wahl⸗ 
geſetzes die Hand nicht bieten. 

Vor einigen Tagen wurde eine ganze Familie, die des Fruchtmeſſers Klement, ver⸗ 
haftet, welche ſich eine Nebenbeſchäftigung durch die Anfertigung und Verausgabung 
von 1 und 2 Silbergroſchen⸗Stücken aus unedlen Metallen gemacht hatte. 

Hannover, 31. Okt. [Der König. — Die Organiſationsgeſetze.] Die 
„Hann. Ztg.“ bringt folgendes offizielle Bulletin: Der König hat eine gute Nacht 
gehabt und iſt in dem ganzen Zuſtande keine Veränderung eingetreten. — Die 
„N. Br. 3.“ ſchreibt: Die Regierung pauſirt nicht im Geringſten im Verfolgen ihrer 
Organiſationspläne. Regierungsrath Böhmer (Mitglied der zweiten Kammer) iſt aus 
Lüneburg hierher berufen als Sachverſtändiger, zur Ausarbeitung einer Landdroſteiord⸗ 
nung (Einführungsgefeg) und die Amtsaſſeſſoren Eprer und Wolff (Mitglieder der 
erſten Kammer) zur Ausarbeitung einer Amtsordnung. ö 


Italien. 


Nom, 22. Oktober. (Verhandlungen wegen der heiligen Orte.] Von 
Sr. Heiligkeit dem Papſte beſonders dazu veranlaßt, ſandte die Propaganda einen ihrer 
erſten Offizialen, Mſgr. Veſpaſiani, nach Konſtantinopel, um von dem dermaligen 
Stande der Verhandlungen über die künftige Gehörigkeit der durch bedeutungsvolle 
Erinnerungen geheiligten Orte Paläſtina's, beſonders aber feiner Hauptſtadt Jeruſalem, 
genaue Kenntniß zu nehmen. Zwar war dieſer Stand der Hauptſache nach hier bereits 
durch den Patriarchen der h. Stadt, Mfgr. Valerga, bekannt geworden; deſſenungeachtet 
ſchien ſich während ſeiner Abweſenheit von Konſtantinopel die Lage der Dinge mehrfach 
geändert zu haben und für einen Theil der von ihm eingeleiteten Unterhandlungen ein 
neues Organ wünſchenswerth zu machen. Mfgr. Veſpaſiani kehrte in dieſen Tagen 
von ſeiner außerordentlichen Sendung hierher zurück, doch ohne diejenige Entſcheidung 
der Streitfragen Über die heiligen Stätten mitzubringen, welche man wünſchte. Ueber⸗ 
haupt bringt er gar keine Entſcheidung. Der Großherr hat dem Prälaten fein Be⸗ 
dauern ausdrücken laſſen, daß feine Regierung bei der alterirten Stimmung der in 
Jeruſalem lebenden Bekenner faſt aller chriſtlichen Confeſſionen, wie ſie durch den 
Streit Über die heiligen Orte entzündet worden, unmöglich ohne Gefahr ernſtlicher 
Störung der öffentlichen Ruhe und des bisherigen Friedens durchgreifend in der Sache 
handeln könne, wie ſie das wohl in einem günſtigeren Zeitpunkte gethan haben würde. 
Deſſenungeachtet ſolle dafür geſorgt werden, daß künftighin die Pilger gewiſſe, jetzt nur 
gegen hohe Eintrittsgebühren und zu gewiſſen Zeiten des Jahres geöffnete h. Stätten 
öfter und unentgeltlich beſuchen können. Daß dieſe Angelegenheit eine ſolche Wendung 
genommen, dürfte wohl hauptſächlich dem Gegeneinfluſſe Rußlands und auch Englands 
in ſeiner Art zuzuſchreiben ſein. Frankreich, das ſich bekanntlich ſchon lange mit dem 
Protektorat der chriſtlichen Intereſſen im Orient befaßte, wird jenes Streites halber für 
Rom mit der Oppoſition keine Lanze brechen wollen, und Oeſterreich zahlt gegenwärtig 
in Konſtantinopel aus bekannten Gründen ſehr wenig. — Kardinal Altieri wird von 
ſeiner Reiſe in dieſen Tagen hierher zurückerwartet. 8 Köln. Z.) 


Grof brit anni en. 


* London, 30. Okt. [Koſſuth in der City.] Heute um 11 Uhr Mors 
gens verließ Koſſuth ſeine Wohnung in Eaton Place, um die Adreſſe der City in der 
Guildhall in Empfang zu nehmen; er kam vor derſelben aber erſt um ½1 Uhr an, 
fo groß war das Gedränge in den Straßen. Von Trafalgar Square bis zur Guild⸗ 
hall ſtand Kopf an Kopf, um den Verbannten zu begrüßen. Man ſah die ungariſchen 
Farben an vielen Häuſern und an Hunderten von Zuſchauern als Kokarden. Im 
Rathszimmer erwartete ihn der Lord Mayor mit den City⸗Würdenträgern, und hier 
wurden ihm Mad. Koſſuth und Mad. Pulszky vorgeſtellt, welche im Kreiſe der anwe⸗ 
ſenden Damen Platz nahmen. Die Hurrahs von draußen verkündeten die Ankunft 
Koſſuths lange noch, bevor ſein Wagen in die Straße der Guildhall eingebogen hatte. 
Der Mayor und die ganze Verſammlung empfingen ihn mit senthufiaftifhem Zuruf. 
Die Adreſſe der City, welche ihm ſofort überreicht wurde, drückt die Freude Londons 
über die Befreiung „Sr. Excellenz“ aus der Gefangenſchaft aus. Die Eity von 
London biete ihm einen herzlichen Willkomm und bete zu Gott, daß feinem 
Vaterlande, um das er fo verdient ſei, die konſtitutionelle Freiheit bald zu⸗ 
rückgegeben werden möge. - 

Koſſuth, welcher den ganzen langen Weg über im offenen Wagen, ſtehend, mit 
bloßem Haupte, nach allen Seiten hin grüßend zurückgelegt hatte, war ſichtlich bewegt 
und erſchöpft. In feiner Antwortsrebe hob er hervor, daß, obwohl er von der ihm zur 
gedachten Ehre unterrichtet war, er dennoch von dem Schauſpiel auf der Straße, und 
den rührenden Begrüßungen ſo vieler Tauſenden, von dem Drängen ſo vieler Volks⸗ 
maſſen um ſeinen Wagen ganz überwältigt ſei. Es habe ſich ihm die Ueberzeugung 
aufgedrängt, daß London dem Kampfe Ungarns mit Intereſſe und Sympathie gefolgt 
ſei. In despotiſchen Staaten würden 20,000 Bajonnette nicht die Ordnung erhalten 
haben, die er heute von ein Paar Policemen gewahrt ſah cr. Im Verlauf der Rede 
zog er eine Parallele zwiſchen dem Geiſte der emglifchen und der öſterreichi⸗ 
ſchen Regierung, den fo verſchiedeuen Nefultaten derſelben, und wie Eng⸗ 
land und Amerika die Vorbilder jedes nach Ordunng und Freiheit zugleich 

ringeuden Staates fein ſollten ꝛc. ıc, a 

Koſſuth fuhr in einem offenen, von 4 Schimmeln gezogenen Wagen mit Alderm. 

Wire, Mr. Gilpin und Lord D. Stuart. Ungariſche Fahnen mit allen möglichen In⸗ 
ſchriften gingen dem Wagen voraus und nach. Um 2½ Uhr fuhr Koſſuth wieder 
durch Cheapſide, Fleet⸗Street und Strand zurück. Vor der Offizin des Globe wurden 


Cheers gebracht; vor der Guildhall aber, no ſich 5 bie 6000 Menſchen drängten, 
wurden remplate von Times unter lautem Hohntufen und Verwünſchungen verbrannt. 
In Edindurg fand ein Meeting ſtatt zur Beſprechung des Empfangs, den man 
Koſſuth im Fall ſeines Beſuches * bereiten ſollt. y 
Mus Frankreich. 
Paris, 29. Okt. [Der Artikel des Dr. Beron]ift keinesweges ſo aus der 
Luft gegriffen, wie man nach der halboffiziellen Note der „Patrie“ hätte glauben ſollen. 


Derſelbe giebt die geheime Idte des Elyſee ſehr getreu wieder und iſt als die Grund: | 


e der Botschaft des Präſidenten an die Nationalverſammlung zu betrachten. Die 
* baer die Abſicht, geſtern Abends noch einen heftigeren Artikel in dem 
naͤmlichen Sinne zu veröffentlichen. Sie wurde jedoch durch eine ihr aus dem Elyſee 
zugekommene Note, worin der Veron'ſche Artikel auf ſehr unbeſtimmte Art dementirt 
wurde, daran vethindert. Die ſchlechte Wirkung des Artikels des „Conſtitutionnel“ an 
der Börſe ſowohl, als in dem Konferenzſaale der Nationalverſammlung, ſcheint das 
Elyſee zum Rückzug gezwungen zu haben und wird vielleicht eine Aenderung in dem 
Auftreten des Präſtdenten der Republik bei Eröffnung der Nationalverſammlung zur 
Folge haben. — Wie groß die unter den Mitgliedern der Nationalverſammlung herrſchende 
Aufeegung iſt, erſieht man deutlich aus der Haltung der heutigen Journale. Selbſt 
die republikaniſche Partei fängt an, unruhig zu werden. Cavaignac hat es der Mühe 
werth gehalten, einen kleinen, von ihm verfaßten Artikel an der Spitze des „Siecle“ 
zu veröffentlichen; er hat ihn durch den Sekretär der Redaktion unterzeichnen laſſen. 
Du pin hält die Lage der Dinge ebenfalls für ſehr ernſt. Er ſcheint bei dem allge 
mein erwarteten Konflikt zwiſchen den beiden höchſten Staatsgewalten feinen Präſiden⸗ 
tenſtuhl an einen General abtreten zu wollen. Der Präſident hätte gern Chang ar⸗ 
nier votgeſchlagen, hat dieſes aber unterlaffen, weil dieſer General bei der Montagne 
zu übel angeſchrieben iſt. Wie man mir aus guter Quelle verſichert, hat er deshalb 
Unterhandlungen mit Cavaignac angeknüpft und ihn wiſſen laſſen, daß, wenn die 
Majorität der Nationalverſammlung ihre Zuſtimmung ertheile, er an ſeine Stelle beim 
Wiederzuſammentritt der Nationalverſammlung zum Präftdenten gewählt werden ſolle. 
er wird im Fall eines Konflikts gewiß auch eine große Anzahl Montagnards 
für ſich haben. (8. 3.) 

0 haris, 30. Oktober. [Tagesbeeicht.] Dr. Veron iſt der Mann des Tag es 
geworden. Es iſt überall nur von ihm die Rede und zwar aus Anlaß eines neuen 
Artikels deſſelben, welchen man allgemein für eine Kriegserklärung gegen das Elyſee 
anſieht. Wie es ſcheint, iſt die perſönliche Eitelkeit des Doktors beleidigt worden in 
dem Kampfe der Partei Veron⸗Morny gegen Girardin⸗Perſigny. Im Augenblick ſcheint 
die erſtgenannte Coalition beſiegt zu ſein, obwohl nicht durch die letztgenannte, da Gi⸗ 
rardin in der Preſſe lebhafte Beſorgniſſe zu erkennen giebt, ob der Präſident auch auf 
dem eingeſchlagenen Wege beharren werde. 

Die Verſtändigung des Präſidenten mit feinem gegenwärtigen Kabinet hat ſich übri⸗ 
gens in Betracht folgender Punkte feſtgeſetzt: Louis Napoleon hat von ſeinen neuen 
Miniſtern die Zuſicherung erhalten, daß ſie auf unbedingte Abſchaffung des Geſetzes vom 
31. Mai beſtehen, und daß ſie ſich vor keinem Votum des Aſſemblee zurückziehen. Doch 
wolle man die cheidung der letztern, wie ſie auch ausfalle, reſpektiren. Der Prä⸗ 
ſident würde, fo. lange es ihm beliebt, feine Miniſter halten, felbft wenn deren Anträge 
von der Aſſemblee verworfen würden; er gebe aber jeden Gedanken an einen 
Staatsſtreich oder eine gewaltſame Auflehnung gegen die Entſcheidung 
des Parlaments auf. be! I 

Diefe Angabe fteht indeß in einigem Widerſpruch mit dem Geiſt eines Circulars, 
welches der neue Präfekt, Maupas, an die Beamten ſeines Departements erlaſſen 
hat und worin er auf gewiſſe Colliſionen anſpielt, „wo die Beamten Beweiſe eines 
ungewöhnlichen Eifers an den Tag zu legen hätten.“ 

Der neue Kriegsminiſter hat an die Armee einen Tagesbefehl erlaſſen, worin es heißt: 
„Ueberall, wo die Ordnung geſchwächt, wo der öffentliche Friede bedroht iſt, richten die 
braven Leute den Blick auf Euch und ſuchen Euch! Nie wurde eine heiligere Sache 
Männern anvertraut, die würdiger ſie zu vertheidigen! Vergeſſet nicht, daß in ſchwieri⸗ 
gen Zeiten das Heer durch die bloße Kraft ſeiner Haltung den Unordnungen zuvorkommt, 
die es immer durch Anwendung ſeiner Kraft unterdrücken würde. Möge der Corpsgeiſt, 
det Kultus unſeter Fahne und die Solidarität des Ruhmes, dieſe edlen Traditionen uns 
begeiſtern und auftecht halten. Halten wir die militäriſche Ehre To hoch, daß fie in⸗ 
mitten der Auflöſungs⸗ Elemente, die um uns gähren, der bedrohten Geſellſchaft als 


ſch 
wurd 


ern 
eßt und ihnen in allem Vertrauen die Botſchaft mitgetheilt. Indeſſen, wir kennen 
! ten des neuen Kabinetts wenig; es wird ihnen gewiß nicht an Würde und Ehren⸗ 
eh — * allein genügt dies in der gegenwärtigen Situation? Inmitten fo ernſter, zu 
0 fe muß man wohl auch große Feſtigkeit, Selbſtverleugnung und Uneigennüßig- 
* en eee 1 leiſten, wenn intime 
ae eber, die! alkthat 5 7 bis Abend hetzen, ihn zu Unklugheiten fortreißen, die man für ausführ⸗ 
bar hält, zu 5 900 en vekleiteten, die fie für heilfam erachten? Seien wir uns klar! Die Ordnungs⸗ 
männer, welche L. et on am meiften unterſtützen, tadeln feine Umgebung. Dieſer Tadel ift 
oft gerecht, oft unge! 8 dee aten ift vielleicht in der 8 ſo feurig und verwegen, als 
er es in ſeiner Ju eich A ſehr 91 war. Die Redeweiſe des ehemaligen Geſandken von 
Berlin verräth vielleich 1910 Demottate abnhedten und den Ton eines vom Glück begünſtigten 
Oſſiziers: er glaubt zu ſehr d u können und Demagogie in jeiner Hand Au halten, und über fie zu 
Gunſten Bonapartes disponiren 3 en. Wir begreifen die chevaleresken Manieren, die Abenteuer: 
luſt jenes Unglücksgenoſſen L. Napoleons, der des Präfidenten Freund und Rathgeber geworden. Die 
geſunde Vernunft und der natürliche Menſchenverſtand haben die Hartnäckigkeit Perſignys überwunden 
„ 


— — 


ender 
keit beſt 


Redakteur und Verleger: H. Darth in Breslau. 


2240 


der ſortwährend auf ein Miniſterium Billault drang; allein iſt nicht zu jean daß der 
intime ee wieder nach ſolcher Niederlage Terrain a daß edit wieder auf⸗ 
blühe und allzu provozirende Inſpirationen in der Botſchaft durchblicken? Wird man uns 
tadeln, wenn wir erklären, daß wir dem Urtheil des Publikums die wahren oder unwahren 
Indtsktetionen unterbreitet, welche uns zu Ohren gekommen, und auf dieſe Weiſe den Rathſchlä⸗ 
gen eines Intimus, dem es weder an Behartlichkeit noch an Muth fehlt, den weiſeren Rath, 

ie größere Vorſicht eines Mannes entgegenzuſetzen, der ſich ſelten täuſcht, „der öffentlichen Mei⸗ 
nung“ nämlich. Es iſt gar nicht übel, daß von Inhalt der Botſchaft von den Journalen Pro⸗ 
nd in 9 9 veröffentlicht werden; es iſt jedenfalls beſſer vorher zu ändern als nachher 
auszuradiren! 


* — * 
Provinzial-Zeitung. 

* Breslan, 2. Nov, [Einführung des kath. Diviſions⸗Pfarrets.] Bei 
Gelegenheit der Einführung des Diviſions⸗Pfarrers, Herrn Kliche, in fein Amt fand 
heut Morgen um 7½ Uhr zugleich der Gottesdienſt für die hieſige katholiſche Garni⸗ 
fon in der Sandkirche, als der beſtimmten Garniſon⸗Pfarrkirche, ſtatt. 

Die Feier ward durch eine Anrede des Herrn Kanonikus Neukirch an den Intro⸗ 
ducendus und an die künftige Gemeinde eröffnet, wobei Herr Neukirch Gelegenheit 
nahm, ſeine militäriſchen Zuhörer an die Großthaten der Armee zu mahnen und an 
die Treue derſelben in den letzten kritiſchen Jahren. 8 

Hierauf celebritte Herr Kliche das Hochamt. Die hohe Generalität, ſowie fämmt: 
liche Stabsoffiziere, hatten nebſt dem katholiſchen Theile der Garniſon der Feier bei⸗ 
gewohnt. N 

Die kirchliche Militärgemeinde, welcher Hr. Kliche hierſelbſt vorzuſtehen hat, dürfte 
ſich incl. der Familienglieder auf 3000 Seelen belaufen. 


[724] Bekanntmachung. 
Von geſtern Mittag bis heute Mittag ſind als an der Cholera erkrankt 8 Per⸗ 
ſonen, datan geſtorben 2 Perſon, davon geneſen 4, polizeilich gemeldet worden. 
Breslau, den 2. November 1851. Königliches Polizei⸗Präſidium. 


Nach dem Beſchluſſe vom 27. Oktober, die Männerverſammlungen der 
konſtitutionellen Bürger⸗Reſſource aus dem Weißgarten in die Stadt zu verlegen, findet 
die erſte ſolche Verſammtung 

Dinstag den 4. November, im König von Ungarn, 
Biſchofsſtraße Nr. 13 um 7 Uhr ſtatt. Tagesordnung: Ein Vortrag über die fran⸗ 
zöſiſchen Zuſtände und deren Beziehung zur allgemeinen europäiſchen Politik, von 
Herrn Dr. L. Hahn. J [2100] 


Geſchäfts⸗Verlegung. 


Hiermit zeigen wir ergebenſt an, daß wir unſere 


Kolonialwaaren: und Delikateſſen⸗ bins 
von Ohlauerſtraße Nr. 80 fchräg über nach Aeſſen Handen in 
den goldnen Löwen, neben der Apotheke, verlegt haben. 


Lehmann u. Lan 
Ohlauerſtraße Nr. 4, 


[4237], Heute den J. Nodbr. Abends 


erzett⸗ Konzert, 

ee engel ge e ang op 
1 „ 8 
Nr. 5 und 6 ur — — ne 


[2136] Fremdenliſte von Zettlitz Hotel. 

Gutsbeſ. Baron v. Prittwitz aus Gaflmir, 
Rentiere Burtons und Blackwäit aus Gräfen- 
berg. Kaufl. Heppner und Simon aus Berlin. 
Kaufmann Engel aus Stettin. Kaufm. Runge 
aus Wien. Partik. Hemprl a. Lauban. Land⸗ 
wirth v. Kae aus Bernsdorf. Lieut. Schröt- 
ter aus Neiſſe. 


Markt Preiſe. 


Breslau am 3. November 1851 
ſetnſte, feine, mit., ordig. Waart. 


ge, 
2110 im goldnen Löwen. 
Theater- Heperteire. 

Montag den 3. Novbr. z3ſte Vorſtellung des 
vierten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
„Der Bräutigam aus W Luft- 
ſpiel in 5 Aufzügen von C. H. Clauren. 

Dinstag den 4. Novbr. 34 ſte Vorſtellung des 
vierten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 

Zum gien Male: „Undine.“ Romantiſche 
Jauberoper in 4 Aufzügen, nach Fouqus's 
Fe, fret bearbeitet, Muſik von Albert 

ortzing. 

Mittwoch den 5. Nov. 


Die höchſten Preife für getragene Herren» 
A. B 


Kleider zahlt: Boskow 2 

[4233] Schweidnitzer Straße Nr. 44. ——— rg 1 — = 2 S. 

eee . 
“I e A e 41 . 

Berliner oſty⸗ Bier er.. 2 8 8 a: 

E gut abgelagert, iſt vom 1. Novbr. d. J. & Raps. 76 74 72 68 

A ab wieder vorräthig im [2143] f Somme Rübſen 107 e 

° Spirim PT A | 5 eld. 

8 Café restaurant. A Die von der Handelkskammer eingeſetzte 


Marktkommiſſion. 


eee eee 


Börfenberichte. 
Berlin, 1. November. Die Börſe war in fehr flauer Stimmung, und faſt alle Effekten, 
namentlich Eiſenbahnaktien, waren zu weichenden Courſen offerirt. Fonds dagegen im Ganzen 


en 5 

enbahn⸗Aktien. Köln⸗Minden 34% 105% » J, bez., Priorität 4½ X 102 
Gld., 5% 104 Br. Krafau-Oberſchleſiſche 4% 77% K 76½ bez. und Br., ori 4% a 
Br. Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn Ag 32% a 31% bez., Priorität 5 4 99 Br. Micberſchle 
ſiſch⸗Märkiſche 3% X 92 bez., Priorität 4% 97% Br., 44% 101% bez., Priorität 5% 
Serie II. 102% Br., Priorität Serie . 53 103 bez. Niederſchleſiſch⸗ Märkiſche Zweigbahn 4% 
31 Br., 44% — — Oberſchleſiſche Lit. A. 3 % 129 bez., Litt. B. 3½ Y 119 Gld. Rheiniſche 
60 bez und Br. Geld» und Fonds Coutſe. Freiwillige Staats⸗Anleihe 57 102% bez. 
Staats⸗Anleihe 1850 44% 103 bez. Staats- Schuld- Scheine 33% bez. Seehandlungs⸗ 
Prämien⸗Scheine 120% bez., Poſener Pfandbriefe 4% 103 4. bez, 34% 93% bez. Preußiſche 
Bank⸗Antheil. Scheine 95% a 95 7 bez. Polniſche Pfandbriefe alte 4 94% Gl., neue 4% 
94 / Gld. Polniſche Partial. Obligaltonen a 500 Fl. 4 34% Br., à 306 Fl. 144 Br. 


Druck von Graf, Barth u. Comp. (. Friedrich) m Breslau. 
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